
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Jörg Baumann AfD  
vom 25.05.2026

Sicherheitskonzept an bayerischen Schulen gegen sexuelle Übergriffe

Der sexuelle Übergriff an einer Schule in Koblenz in Rheinland-Pfalz hat erneut die 
fatalen Folgen unzureichender Sicherheitsvorkehrungen an Bildungseinrichtungen 
deutlich gemacht. Anlässlich dieses Falles und der potenziellen Gefährdung von über 
1,6 Millionen Schülerinnen und Schülern sowie Zehntausenden Lehrkräften und Mit-
arbeitern an bayerischen Schulen muss in Bayern dringend gehandelt werden. Die 
Staatsregierung trägt eine besondere Verantwortung dafür, dass vergleichbare Tra-
gödien in Bayern verhindert werden und dass aus den Fehlern anderer Bundesländer 
endlich die richtigen Konsequenzen gezogen werden. Nur durch eine ehrliche und 
umfassende Offenlegung des Ist-Zustands kann das Vertrauen der Elternschaft und 
der Öffentlichkeit in die Sicherheit bayerischer Schulen gewonnen werden.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Analyse des Vorfalls in Koblenz und Übertragbarkeit auf Bayern  �   4

1.1	 Inwieweit ähneln die durch die Ermittlungsbehörden identifizierten 
konkreten Sicherheitslücken beim Vorfall in Koblenz den aktuellen 
Verhältnissen an bayerischen Schulen?  �   4

1.2	 Hat die Staatsregierung eine systematische Risikoanalyse durch-
geführt, die den Koblenzer Vorfall mit der Sicherheitslage an bayeri-
schen Schulen vergleicht (bitte ggf. unter Angabe des Ergebnisses)? 
�   4

1.3	 Warum wurde trotz wiederholter ähnlicher Vorfälle in anderen Bundes-
ländern bislang kein flächendeckendes, unabhängiges Sicherheits-
audit aller bayerischen Schulen in Auftrag gegeben?  �   4

2.		 Verbindlichkeit und aktueller Stand der Sicherheitskonzepte  �   4

2.1	 Welche verbindlichen Mindeststandards für Sicherheitskonzepte gel-
ten derzeit an öffentlichen Schulen in Bayern und wie wird deren Ein-
haltung durch das Staatsministerium für Unterricht und Kultus sowie 
das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration kontrol-
liert?  �   4

2.2	 Wie viele der rund 6 200 bayerischen Schulen verfügen über ein ak-
tuelles, extern geprüftes und zertifiziertes Sicherheitskonzept und bei 
wie vielen bestehen erhebliche Defizite?  �   4
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2.3	 Inwieweit berücksichtigen die bestehenden Konzepte aktuelle Be-
drohungsszenarien wie Amokläufe, Messerangriffe, sexuelle Übergriffe 
oder gezielte Gewalttaten gegen Schulen?  �   5

5.		 Notfallpläne, Evakuierungsübungen und Krisenmanagement  �   5

5.1	 Wie oft und in welcher realistischen Form (inklusive Szenarien mit be-
waffneten Angreifern) finden an bayerischen Schulen verpflichtende 
Notfall- und Evakuierungsübungen statt?  �   5

5.2	 Existieren einheitliche, aktuelle und von der Polizei abgestimmte Not-
fallpläne für alle Schulen in Bayern, die die Erkenntnisse aus Koblenz 
bereits berücksichtigen?  �   5

5.3	 Welche verbindlichen Protokolle und technischen Schnittstellen be-
stehen für die unmittelbare Koordination zwischen Schule, Polizei, 
Rettungsdienst und Krisenstab im Ernstfall?  �   5

3.		 Zugangskontrollen und physische Sicherung der Schulgebäude  �   6

3.1	 Welche konkreten Maßnahmen zur Kontrolle des Zutritts zu Schul-
gebäuden und Schulhöfen sind in Bayern Standard (bitte insbesondere 
mit der Begründung, warum an vielen Schulen noch uneingeschränkte 
Zugänge möglich sind)?  �   6

3.2	 Plant die Staatsregierung die flächendeckende Einführung technischer 
Zugangskontrollsysteme (Chipkarten, Videotürsprechanlagen, Schleu-
sen) und/oder die dauerhafte Präsenz von Sicherheitskräften (bitte 
unter Angabe des geplanten Zeitpunkts der Umsetzung)?  �   6

3.3	 Wie wird künftig verhindert, dass Unbefugte – wie im Koblenzer Fall 
offenbar geschehen – ungehindert in Schulgebäude und auf Schul-
gelände gelangen können?   �   6

4.		 Technische Überwachungs- und Alarmsysteme  �   6

4.1	 In welchem prozentualen Umfang sind bayerische Schulen derzeit mit 
Videoüberwachung, Einbruchmeldeanlagen, Notfallknöpfen oder ver-
netzten Alarmsystemen ausgestattet?  �   6

4.2	 Warum existiert bislang keine einheitliche, polizeilich angebundene 
Notfallvernetzung aller bayerischen Schulen, die eine sofortige Alar-
mierung ermöglicht?  �   6

4.3	 Welche konkreten Nachrüstungsmaßnahmen wurden seit dem Kob-
lenzer Vorfall eingeleitet (bitte unter Angabe des Budgets und des 
Zeitplans)?  �   7

6.		 Aus- und Fortbildung des Schulpersonals  �   7

6.1	 Welche verpflichtenden Fortbildungen zum Umgang mit Gewalt-
situationen, Deeskalation, Erster Hilfe und Amokszenarien erhalten 
Lehrkräfte und Schulpersonal in Bayern derzeit?  �   7
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6.2	 Warum ist eine umfassende Sicherheitsausbildung bislang nicht fes-
ter Bestandteil der Lehrerausbildung und der regelmäßigen Fortbildung? 
�   7

6.3	 Wie viele verpflichtende Fortbildungsstunden pro Jahr sind für Sicher-
heits- und Präventionsthemen vorgesehen und reichen diese vor dem 
Hintergrund der aktuellen Bedrohungslage aus?  �   7

7.		  Gewaltprävention, Früherkennung und psychosoziale Maßnahmen  �   8

7.1	 Welche flächendeckenden Programme zur Gewaltprävention, Früh-
erkennung von Radikalisierung oder psychischen Auffälligkeiten wer-
den an bayerischen Schulen umgesetzt?  �   8

7.2	 Inwieweit wurden bestehende Präventionskonzepte nach dem Vorfall 
in Koblenz evaluiert und ggf. verstärkt?  �   8

7.3	 Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass besonders gefährdete 
Schulen oder Schulen in sozialen Brennpunkten zusätzliche perso-
nelle und präventive Ressourcen erhalten?  �   8

8.		 Finanzierung, politische Priorisierung und langfristige Strategie  �   9

8.1	 Welche konkreten Haushaltsmittel stehen in den Jahren 2026 und 
2027 für die Verbesserung der Schulsicherheit zur Verfügung (bitte 
unter Angabe der Verteilung dieser Mittel)?  �   9

8.2	 Warum wurde die Schulsicherheit trotz wiederholter Warnungen und 
Vorfälle in anderen Bundesländern in den vergangenen Legislatur-
perioden nicht als politische Priorität behandelt?  �   10

8.3	 Plant die Staatsregierung die Einrichtung eines Sonderprogramms 
zur flächendeckenden Modernisierung der Schulsicherheit inklusive 
zusätzlicher Sicherheitsfachkräfte (bitte mit der Angabe, bis wann 
erste messbare Ergebnisse zu erwarten sind)?  �   10

Hinweise des Landtagsamts  �   11
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Antwort  
des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration 
vom 06.07.2026

1.		 Analyse des Vorfalls in Koblenz und Übertragbarkeit auf Bayern

1.1	 Inwieweit ähneln die durch die Ermittlungsbehörden identifizierten 
konkreten Sicherheitslücken beim Vorfall in Koblenz den aktuellen 
Verhältnissen an bayerischen Schulen?

1.2	 Hat die Staatsregierung eine systematische Risikoanalyse durch-
geführt, die den Koblenzer Vorfall mit der Sicherheitslage an bayeri-
schen Schulen vergleicht (bitte ggf. unter Angabe des Ergebnisses)?

1.3	 Warum wurde trotz wiederholter ähnlicher Vorfälle in anderen Bundes-
ländern bislang kein flächendeckendes, unabhängiges Sicherheits-
audit aller bayerischen Schulen in Auftrag gegeben?

Die Fragen 1.1 bis 1.3 werden gemeinsam beantwortet. 

Der in Rede stehende Vorfall ereignete sich in Koblenz in Rheinland-Pfalz. Vor die-
sem Hintergrund liegen hier keine weiter führenden Erkenntnisse vor, die über die frei 
recherchierbaren Informationen hinausgehen. Eine systematische Risikoanalyse wurde 
dementsprechend durch die Bayerische Polizei nicht durchgeführt bzw. veranlasst. 
Unabhängig davon wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen verschiedener länder-
übergreifender Gremien sowie entsprechender Veranstaltungen (z. B. Projektgruppen-
sitzungen, Deutscher Präventionstag etc.) regelmäßig verschiedene Themen aus dem 
Bereich der (technischen sowie verhaltensorientierten) Kriminalprävention behandelt 
und entsprechende Erfahrungen bzw. Maßnahmen mit den anderen Bundesländern 
ausgetauscht werden. Soweit im Rahmen entsprechender Veranstaltungen die The-
matik Sicherheit an Schulen behandelt wird bzw. Maßnahmen anderer Bundesländer 
bekannt werden, werden und wurden diese bereits in der Vergangenheit seitens der 
Bayerischen Polizei beworben.

2.		 Verbindlichkeit und aktueller Stand der Sicherheitskonzepte

2.1	 Welche verbindlichen Mindeststandards für Sicherheitskonzepte 
gelten derzeit an öffentlichen Schulen in Bayern und wie wird deren 
Einhaltung durch das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
sowie das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration 
kontrolliert?

2.2	 Wie viele der rund 6 200 bayerischen Schulen verfügen über ein ak-
tuelles, extern geprüftes und zertifiziertes Sicherheitskonzept und 
bei wie vielen bestehen erhebliche Defizite?
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2.3	 Inwieweit berücksichtigen die bestehenden Konzepte aktuelle Be-
drohungsszenarien wie Amokläufe, Messerangriffe, sexuelle Über-
griffe oder gezielte Gewalttaten gegen Schulen?

5.		 Notfallpläne, Evakuierungsübungen und Krisenmanagement

5.1	 Wie oft und in welcher realistischen Form (inklusive Szenarien mit be-
waffneten Angreifern) finden an bayerischen Schulen verpflichtende 
Notfall- und Evakuierungsübungen statt?

5.2	 Existieren einheitliche, aktuelle und von der Polizei abgestimmte 
Notfallpläne für alle Schulen in Bayern, die die Erkenntnisse aus 
Koblenz bereits berücksichtigen?

5.3	 Welche verbindlichen Protokolle und technischen Schnittstellen be-
stehen für die unmittelbare Koordination zwischen Schule, Polizei, 
Rettungsdienst und Krisenstab im Ernstfall?

Die Fragen 2.1 bis 2.3 sowie 5.1 bis 5.3 werden gemeinsam beantwortet. 

In Bayern gibt es einschlägige Vorschriften für das Verhalten in besonderen Gefährdungs-
lagen. Mit der Bekanntmachung „Krisenintervention an Schulen“ vom 10. Juli 2013 
(Bekanntmachung des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus über die Krisen-
intervention an Schulen vom 10. Juli 2013 [KWMBl. S. 255], die durch Bekanntmachung 
vom 16. Januar 2018 [KWMBl. S. 76] geändert worden ist) hat das Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus (StMUK) die staatlichen Schulen verpflichtet, in Zusammenarbeit 
mit dem Schulaufwandsträger und der Polizei ein Sicherheitskonzept zu entwickeln und 
kontinuierlich zu aktualisieren sowie ein schulisches Krisenteam unter Einbeziehung 
der jeweiligen Schulpsychologin bzw. des jeweiligen Schulpsychologen einzurichten, 
um in Krisensituationen die Handlungsfähigkeit der Schule zu gewährleisten und eine 
gesundheitliche Schädigung von Lehrkräften, Schülerinnen und Schülern und weiteren 
Mitgliedern der Schulgemeinschaft so weit wie möglich zu vermeiden. Kommunalen 
und privaten Schulen wird empfohlen, entsprechend zu verfahren. Eine landesweite 
Statistik über „extern geprüfte und zertifizierte“ Sicherheitskonzepte für alle Schulen 
liegt nicht vor, da die Konzepte schulspezifisch vor Ort entwickelt werden.

Durch regelmäßige Abfrage bei der Schulaufsicht vergewissert sich das StMUK, dass 
alle Schulen stets über ein aktualisiertes Sicherheitskonzept verfügen. Die Rück-
meldungen zur aktuellen Abfrage (Dezember 2025) zeigen, dass alle staatlichen 
Schulen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich ein jeweils aktuelles Sicherheitskonzept 
bestätigt haben.

Um die Schulen in ihrer Funktion als Schutz- und Schonraum gegen sexualisierte Ge-
walt noch besser zu unterstützen, steht ihnen das neue Portal www.schutzkonzepte.
bayern.de des Staatsinstituts für Schulqualität und Bildungsforschung (ISB) zur Ver-
fügung. Es bietet den Schulen in Bayern praxisbezogene Unterstützung für die Er-
stellung oder Vervollständigung eines schulspezifischen Schutzkonzepts.

Die Entwicklung von Handlungsszenarien und Ablaufplänen liegt in der Hand der 
Schulen und erfolgt vor Ort unter Einbeziehung der Polizei und der Schulaufwands-
träger. Hierdurch ist gewährleistet, dass die jeweils individuellen Gegebenheiten und 
Bedarfslagen an den Schulen entsprechend berücksichtigt werden können.
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3.		 Zugangskontrollen und physische Sicherung der Schulgebäude

3.1	 Welche konkreten Maßnahmen zur Kontrolle des Zutritts zu Schul-
gebäuden und Schulhöfen sind in Bayern Standard (bitte insbesondere 
mit der Begründung, warum an vielen Schulen noch uneingeschränkte 
Zugänge möglich sind)?

Es wird verwiesen auf die Antwort zu Frage 5 der Schriftlichen Anfrage Drs. 19/81191 
des Abgeordneten Franz Bergmüller (AfD) vom 11. August 2025: „Sicherheit an bay-
erischen Schulen“.

3.2	 Plant die Staatsregierung die flächendeckende Einführung techni-
scher Zugangskontrollsysteme (Chipkarten, Videotürsprechanlagen, 
Schleusen) und/oder die dauerhafte Präsenz von Sicherheitskräften 
(bitte unter Angabe des geplanten Zeitpunkts der Umsetzung)?

Eine flächendeckende Einführung technischer Zugangskontrollsysteme (wie Chipkarten, 
Videotürsprechanlagen oder Schleusen) oder die dauerhafte Präsenz von Sicherheits-
kräften an Schulen ist seitens der Staatsregierung nicht geplant.

Zudem wird verwiesen auf die Antwort zu Frage 1.2 der Schriftlichen Anfrage 
Drs. 19/70122 der Abgeordneten Ramona Storm (AfD) vom 9. Mai 2025: „Sicherheits-
konzepte an bayerischen Schulen“.

3.3	 Wie wird künftig verhindert, dass Unbefugte – wie im Koblenzer Fall 
offenbar geschehen – ungehindert in Schulgebäude und auf Schul-
gelände gelangen können? 

Es wird verwiesen auf die Antwort zu Frage 8 der Schriftlichen Anfrage Drs. 19/81193 
des Abgeordneten Franz Bergmüller (AfD) vom 11. August 2025: „Sicherheit an bay-
erischen Schulen“.

4.		 Technische Überwachungs- und Alarmsysteme

4.1	 In welchem prozentualen Umfang sind bayerische Schulen derzeit 
mit Videoüberwachung, Einbruchmeldeanlagen, Notfallknöpfen oder 
vernetzten Alarmsystemen ausgestattet?

4.2	 Warum existiert bislang keine einheitliche, polizeilich angebundene 
Notfallvernetzung aller bayerischen Schulen, die eine sofortige Alar-
mierung ermöglicht?

1	 https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20
Anfragen/19_0008119.pdf

2	 https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20
Anfragen/19_0007012.pdf

3	 https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20
Anfragen/19_0008119.pdf
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4.3	 Welche konkreten Nachrüstungsmaßnahmen wurden seit dem Ko-
blenzer Vorfall eingeleitet (bitte unter Angabe des Budgets und des 
Zeitplans)?

Die Fragen 4.1 bis 4.3 werden gemeinsam beantwortet. 

Hierzu liegen dem StMUK keine Erkenntnisse vor. Entsprechende Daten werden nicht 
erhoben. Die etwaige Umsetzung der angefragten Maßnahmen fällt in den Zuständig-
keitsbereich der Schulaufwandsträger.

Es wird verwiesen auf die Antwort zu Fragen 1.2 und 1.3 der Schriftlichen Anfrage 
Drs. 19/70124 der Abgeordneten Ramona Storm (AfD) vom 9. Mai 2025: „Sicherheits-
konzepte an bayerischen Schulen“.

6.		 Aus- und Fortbildung des Schulpersonals

6.1	 Welche verpflichtenden Fortbildungen zum Umgang mit Gewalt-
situationen, Deeskalation, Erster Hilfe und Amokszenarien erhalten 
Lehrkräfte und Schulpersonal in Bayern derzeit?

6.2	 Warum ist eine umfassende Sicherheitsausbildung bislang nicht 
fester Bestandteil der Lehrerausbildung und der regelmäßigen Fort-
bildung?

6.3	 Wie viele verpflichtende Fortbildungsstunden pro Jahr sind für Si-
cherheits- und Präventionsthemen vorgesehen und reichen diese 
vor dem Hintergrund der aktuellen Bedrohungslage aus?

Die Fragen 6.1 bis 6.3 werden gemeinsam beantwortet. 

Gewalt- und Missbrauchsprävention ist ein fest verankerter Bestandteil in der Lehrer-
bildung. Im Studium für das Lehramt an allgemein bildenden Schulen sind im Bereich 
der Erziehungswissenschaften die Themen „Werteerziehung“ sowie „Gewaltprävention“ 
in den Kerncurricula zu den Fächern der Lehramtsprüfungsordnung I (LPO I) als ver-
bindliche und somit auch prüfungsrelevante Inhalte in den Bereichen Allgemeine Pä-
dagogik und Schulpädagogik festgelegt.

Die universitäre Ausbildung von Lehrkräften an beruflichen Schulen zu diesen Themen 
erfolgt auf Grundlage der „Standards für die Lehrerbildung: Bildungswissenschaften“ 
(Beschluss der Kultusministerkonferenz [KMK] vom 16. Dezember 2004 in der Fas-
sung vom 7. Oktober 2022; Kompetenz 5 und Kompetenz 6). Die Hochschulen sind 
angehalten, basierend auf den Empfehlungen der KMK entsprechende thematische 
Schwerpunkte zu setzen und die Themen in die Prüfungs- und Studienordnungen der 
Studiengänge der Berufs- und Wirtschaftspädagogik einzubeziehen.

Gemäß der Zulassungs- und Ausbildungsordnungen für die Lehrämter der einzelnen 
Schularten ist der Kompetenzbereich Erziehen fester Bestandteil der Ausbildung an-
gehender Lehrkräfte. Neben präventivem Handeln als Lehrkraft kommt dem Reagieren 
in Konflikt- und Krisensituationen in Unterricht und Schule eine hohe Bedeutung zu. 

4	 https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20
Anfragen/19_0007012.pdf
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Somit wird das Verhalten in Krisensituationen erarbeitet und in der täglichen Praxis 
angewandt und reflektiert. Die Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter bzw. 
Studienreferendarinnen und Studienreferendare werden auf ihrem Lernweg durch die 
Betreuungslehrkräfte und Seminarleitungen bzw. Seminarlehrkräfte individuell begleitet 
und unterstützt. Zudem müssen regelmäßig Sicherheitsübungen mit Lehrkräften sowie 
Schülerinnen und Schülern durchgeführt werden.

Für staatliche Lehrkräfte besteht eine Fortbildungspflicht als „Allgemeine Dienstpflicht 
der Lehrkraft“. Diese ist in Art. 20 Abs. 2 Bayerisches Lehrerbildungsgesetz (BayLBG) 
i. V. m. § 9a Abs. 2 Lehrerdienstordnung (LDO) und der Kultusministeriellen Bekannt-
machung (KMBek) zur Lehrerfortbildung in Bayern (KWMBl I Nr. 16/2002, S. 260–
263) geregelt. Die Verpflichtung zur Fortbildung gilt als erfüllt, wenn Fortbildung im 
Zeitumfang von zwölf Fortbildungstagen innerhalb von vier Jahren nachgewiesen ist.

Die inhaltlichen Schwerpunkte der Fortbildung einer Lehrkraft werden im Rahmen 
von Mitarbeitergesprächen gemeinsam mit der Schulleitung bedarfsgerecht analysiert 
und festgelegt. Den bayerischen Lehrkräften steht insgesamt ein breites Angebot 
an Fortbildungsangeboten auf zentraler (an der Akademie für Lehrerfortbildung und 
Personalführung [ALP] in Dillingen), regionaler (RLFB), lokaler (im Bereich der Staat-
lichen Schulämter) und schulinterner (SCHILF) Ebene zur Verfügung, so auch zu den 
oben aufgeführten Themen.

Eine spezielle Fortbildungsverpflichtung zu einem bestimmten Thema würde zwangs-
läufig zulasten anderer bedeutsamer Themen gehen. Den Lehrkräften ist es im Rah-
men ihrer Eigenverantwortung und in Absprache mit ihrer Schulleitung freigestellt, im 
Rahmen ihrer persönlichen Bedarfe sich für ihre schulart- und fachspezifische beruf-
liche Tätigkeit mit entsprechenden Schwerpunkten im Rahmen der Fortbildungspflicht 
fortzubilden.

7.		  Gewaltprävention, Früherkennung und psychosoziale Maßnahmen

7.1	 Welche flächendeckenden Programme zur Gewaltprävention, Früh-
erkennung von Radikalisierung oder psychischen Auffälligkeiten 
werden an bayerischen Schulen umgesetzt?

7.2	 Inwieweit wurden bestehende Präventionskonzepte nach dem Vorfall 
in Koblenz evaluiert und ggf. verstärkt?

7.3	 Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass besonders gefährdete 
Schulen oder Schulen in sozialen Brennpunkten zusätzliche perso-
nelle und präventive Ressourcen erhalten?

Die Fragen 7.1 bis 7.3 werden gemeinsam beantwortet. 

Die Prävention von Gewalt und Mobbing und die Förderung von prosozialem Ver-
halten sind eine gesamtgesellschaftliche und pädagogische Daueraufgabe, zu der die 
Schule einen großen Beitrag leistet. In Ergänzung zum Unterricht stehen den bayeri-
schen Schulen vielfältige landesweite und regionale Präventionsprogramme zur Ver-
fügung. Sie wirken auf der individuellen Schülerebene (z. B. Werte machen Schule), 
der Klassenebene (z. B. PiT – Prävention im Team, Lions-Quest) sowie der Schulebene 
(z. B. Landesprogramm „Mit Mut gegen Mobbing“, Streitschlichter). Die Schulen ent-
scheiden dabei eigenverantwortlich und passgenau vor Ort, welche Maßnahmen und 
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Angebote für das jeweilige Schulprofil geeignet sind, um jegliche Form von Gewalt 
zu verhindern und Opfern von Gewalt Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner 
zur Verfügung zu stellen, an die sie sich vertrauensvoll wenden können. Ausführliche 
Informationen zu diesen Programmen sowie einen umfassenden Überblick und hilf-
reiche Informationen zur Prävention und Intervention bei Gewalt und Mobbing finden 
sich auf der Webseite des StMUK (vgl. www.km.bayern.de5). Das Gesamtkonzept 
wird kontinuierlich weiterentwickelt bzw. regelmäßig und bedarfsgerecht durch neue 
Angebote ergänzt.

Darüber hinaus stehen im schulischen Kontext flächendeckend und niederschwellig 
Ansprechpersonen und besonders ausgebildete Experten für von Gewalt und Mob-
bing betroffene Kinder und Jugendliche zur Verfügung: Neben den Lehrkräften sind 
Schulpsychologinnen und -psychologen sowie Beratungslehrkräfte im Bereich der 
Staatlichen Schulberatung, Verbindungslehrkräfte, Schulsozialpädagoginnen und 
-pädagogen sowie Fachkräfte für Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS) für Schülerin-
nen und Schüler und ihre Erziehungsberechtigten mögliche erste Ansprechpersonen 
ihres Vertrauens. Bei Anliegen, die über die einzelne Schule hinausgehen, sind an 
den neun Staatlichen Schulberatungsstellen besonders erfahrene Beratungslehrkräfte 
sowie Schulpsychologinnen und Schulpsychologen in jedem Beratungsbezirk tätig 
(vgl. www.schulberatung.bayern.de6).

Was extremistisch konnotierte Vorfälle anbelangt, so können sich alle Mitglieder der 
Schulgemeinschaft – unabhängig von der Frage, ob diese die Strafbarkeitsschwelle 
überschreiten – über die neun Staatlichen Schulberatungsstellen vertraulich an die 
Regionalbeauftragten für Demokratie und Toleranz wenden (www.schulberatung.
bayern.de7). Diese speziell ausgebildeten Schulpsychologen, Schulpsychologinnen 
bzw. Beratungslehrkräfte stehen der ganzen Schulgemeinschaft als kompetente An-
sprechpartner für Prävention sowie Intervention gegen jedwede Form von Extremis-
mus und Radikalisierung zur Verfügung.

Das StMUK stellt die Unterstützung von Schulen in herausfordernden Lagen durch 
zielgerichtete Ressourcenzuweisungen sicher. Dies geschieht unter anderem durch 
das Startchancenprogramm, ein gemeinsames Programm von Bund und Land, das 
zehn Jahre lang 580 Grund-, Mittel-, Förder- und Berufsschulen mit besonders hohen 
sozialen Herausforderungen begleitet, oder ein differenziertes Lehrerzuweisungsmodell. 
Schulen mit besonderem Unterstützungsbedarf erhalten bei der Zuweisung von Per-
sonal für Beratungs- und Präventionsaufgaben eine priorisierte Berücksichtigung, um 
die psychosoziale Stabilität der Schulgemeinschaft zu fördern.

8.		 Finanzierung, politische Priorisierung und langfristige Strategie

8.1	 Welche konkreten Haushaltsmittel stehen in den Jahren 2026 und 
2027 für die Verbesserung der Schulsicherheit zur Verfügung (bitte 
unter Angabe der Verteilung dieser Mittel)?

Die Bereitstellung, Einrichtung, Ausstattung, Bewirtschaftung und Unterhaltung der 
Schulanlage ist Aufgabe der zuständigen kommunalen Körperschaft als Sachauf-

5	 https://www.km.bayern.de/lernen/inhalte/gesundheit/praevention/gewaltpraevention

6	 https://www.schulberatung.bayern.de/themen-und-anlaesse/mobbing-und-cybermobbing

7	 https://www.schulberatung.bayern.de/themen-und-anlaesse/demokratie-und-toleranz-
extremismuspraevention
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wandsträger (vgl. Art. 3 Abs. 2 Nr. 1, 8 Abs. 1 Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz – 
BaySchFG). Dazu zählen auch die Ausgaben für die Schulsicherheit.

Haushaltsmittel des Freistaates Bayern zur Verbesserung der Schulsicherheit können 
damit nicht benannt werden. Gleiches gilt für ein Sonderprogramm der Staatsregierung.

8.2	 Warum wurde die Schulsicherheit trotz wiederholter Warnungen und 
Vorfälle in anderen Bundesländern in den vergangenen Legislatur-
perioden nicht als politische Priorität behandelt?

8.3	 Plant die Staatsregierung die Einrichtung eines Sonderprogramms 
zur flächendeckenden Modernisierung der Schulsicherheit inklusive 
zusätzlicher Sicherheitsfachkräfte (bitte mit der Angabe, bis wann 
erste messbare Ergebnisse zu erwarten sind)?

Die Fragen 8.2 und 8.3 werden gemeinsam beantwortet. 

Sicherheit an Schulen sowie Krisenprävention und Krisenresilienz sind Dauerthemen. 
Das StMUK sorgt gemeinsam mit dem Staatsministerium des Innern, für Sport und 
Integration sowie dem Schulaufwand auf Basis der zuvor genannten Regelungen und 
Verordnungen für die Sicherheit an bayerischen Schulen. Die Regelungen befassen 
sich im Sinne des All-Gefahren-Ansatzes mit verschiedenen Krisenszenarien, mit 
denen Schulen konfrontiert sein können, beispielsweise Unwetter, Brand oder Amoklauf.

Das StMUK betrachtet die Sicherheit an bayerischen Schulen dauerhaft als Priorität, 
weshalb auch die entsprechenden Konzepte und Handlungsempfehlungen regelmäßig 
geprüft, aktualisiert und erweitert werden.

Zudem wird verwiesen auf die Antwort zu Frage 1.3 der Schriftlichen Anfrage 
Drs. 19/70128 der Abgeordneten Ramona Storm (AfD) vom 9. Mai 2025: „Sicherheits-
konzepte an bayerischen Schulen“.

8	 https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20
Anfragen/19_0007012.pdf
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. Die 
vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version des 
Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fussnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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